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Betriebsrat
wird entlastet

BIELEFELD/HAMM (WB/rec).
Der Bielefelder Betriebsrat
der Benteler-Werke behält
seinen Arbeitsplatz. Das Lan-
desarbeitsgericht (LAG) in
Hamm revidierte ein Urteil
des Arbeitsgerichtes Bielefeld
und setzte den gekündigten
Betriebsrat Guido Heyer wie-
der in sein Amt ein. Das
Arbeitsgericht hatte in erster
Instanz einer Verdachtskün-
digung zugestimmt und da-
mit die erforderliche Zustim-
mung des Betriebsrates er-
setzt. Wegen angeblichen
Arbeitszeitbetruges sollte
Heyer zudem 97.000 Euro an
das Unternehmen zurück-
zahlen. Das LAG sah weder
ausreichend belegbare Grün-
de für die Verdachtskündi-
gung noch für eine nachweis-
bare Tatkündigung. Das LAG
hat eine Revision ausge-
schlossen.

Übung mit 300
DLRG-Helfern

MINDEN (WB). Etwa 300 Ein-
satzkräfte der Deutschen Le-
bens-Rettungs-Gesellschaft
(DLRG) haben am Freitag in
Ostwestfalen Katastrophen-
schutzübungen mit mehre-
ren Szenarien durchgeführt.
Die aufwendigen Übungen,
die einmal im Jahr stattfin-
den, wurden diesmal in Min-
den und Petershagen abge-
halten. Vor dem Kraftwerk
Heyden in Petershagen sei ein
30 Meter langer Deich errich-
tet worden, der in der Übung
vor drohender Überflutung
gesichert werden sollte, um
Kraftwerk und Stromversor-
gung zu schützen, sagte ein
Sprecher. Außerdem übten
die Einsatzkräfte, wie sie kör-
perlich eingeschränkte, aber
auch beatmete Menschen aus
einem von Wasser einge-
schlossenen Gebiet retten.

Demo gegen
Radikale

DETMOLD (WB). Jeden Mon-
tagabend treffen sich in Det-
mold auf dem Marktplatz et-
wa 30 Männer und Frauen zu
einem sogenannten „Spazier-
gang“ – „Reichsbürger“, Mit-
glieder extrem rechter Partei-
en und solche aus dem Neo-
nazi-Umfeld. Das „Detmolder
Bündnis für Demokratie,
Vielfalt und Menschenrech-
te“ will mit einer Demonstra-
tion am Montag, dem 13. Mai,
ab 18.30 Uhr vor dem Landes-
theater in Detmold eine
Gegenkundgebung veran-
stalten und lädt dazu ein. Ein
Sprecher des Bündnisses:
„Manche der sogenannten
Spaziergänger waren in der
,Artgemeinschaft' und in der
Nachfolgestruktur der eben-
falls inzwischen verbotenen
,Heimattreuen Deutschen Ju-
gend' aktiv.“

„Die Justiz muss viel verständlicher werden“
Dr. Jens Blüggel aus Detmold ist der neue Präsident des Landessozialgerichts in Essen

Von Christian Althoff

DETMOLD (WB). Wenn die
Krankenkasse die Magenver-
kleinerung nicht bezahlen
will, das Jobcenter eine klei-
nere Wohnung für angemes-
sen hält oder das Land sich
weigert, eine Erkrankung als
Impfschaden anzuerkennen
– dann sind in Nordrhein-
Westfalen die acht Sozialge-
richte gefordert. Sie entschei-
den in erster Instanz, und
wenn einer der Beteiligten in
Berufung geht, landet der Fall
beim Landessozialgericht in
Essen, dem größten in
Deutschland. Es hat seit 2023
einen neuen Präsidenten, Dr.
Jens Blüggel (57) aus Det-
mold.

In Unna geboren, pendelt
der Wahl-Lipper zur Arbeit
ins Ruhrgebiet – seit einem
Monat unter erschwerten Be-
dingungen, weil die Euro-
bahn den Kreis Lippe abge-
hängt hat. „Ich fahre mit dem
Auto nach Bielefeld und stei-
ge da in den Zug.“

Der Jurist, dessen Frau
Andrea Zivilrichterin am
Landgericht Detmold ist und
mit der er zwei erwachsene
Kinder hat, hat früher unter
anderem als Anwalt für Wirt-
schaftsrecht in der Kanzlei
Brandi in Bielefeld gearbeitet.
Doch seit 25 Jahren ist Blüg-
gel „mit Leidenschaft Sozial-
richter“, wie er sagt. Was ihn
an dieser Rechtssparte reize,
sei der Umgang mit Men-
schen und ihren sozialen Be-
langen, aber auch die Ermitt-
lungsarbeit. Denn während
sich beispielsweise Zivil- oder
Arbeitsrichter ausschließlich
mit dem auseinanderzuset-
zen haben, was die gegneri-
schen Parteien vortragen, rol-
len Sozialrichter einen Fall
selbstständig von vorne auf
und lassen möglichst keinen
Aspekt unberücksichtigt.
Deshalb gibt es vor Sozialge-
richten auch keinen Anwalts-
zwang.

„Die Fälle, die wir verhan-
deln, spielen mitten im Le-
ben“, sagt der Gerichtspräsi-
dent. In jedem vierten Ver-
fahren gehe es um Fragen
zum Bürgergeld, gefolgt von
Fällen, die die Renten- und
die Krankenversicherung be-
träfen. 5832 Verfahren sind
im vergangenen Jahr bei den

21 Senaten in Essen einge-
gangen, 161 mehr als im Jahr
zuvor.

Bundesweit werde jede
vierte Sache im Sozialrecht in
NRW verhandelt, sagt Dr.
Blüggel. Doch die Kurve fla-
che ab, die Zahl der Verfahren
gehe bundesweit zurück – in
der ersten Instanz landesweit
zuletzt um etwa 6300 Fälle.
„Dass weniger Menschen Ge-
richte anrufen, liegt Untersu-
chungen zufolge wohl auch
daran, dass ihnen das zu auf-
wendig erscheint und zu lan-
ge dauert.“ Dabei sieht der
Gerichtspräsident in der ab-
nehmenden Zahl eingehen-
der Verfahren die Chance,
den Aktenberg abzutragen
und die Verfahrensdauer zu
verkürzen. „Im Moment erle-
digen wir 43 Prozent der Be-
rufungen innerhalb eines
Jahres.“

Eines der großen Themen
Jens Blüggels ist die Juristen-
sprache. „Wenn wir wollen,

dass die Justiz in der Gesell-
schaft anerkannt bleibt, müs-
sen wir verständlicher
werden“, sagt er. Er habe als
Senatsvorsitzender mehr als
einmal erlebt, dass ehrenamt-
liche Richter fragend zu ihm
herübergesehen hätten,
wenn er etwas Kompliziertes
habe erläutern müssen. „Das
hat mir zu denken gegeben.“
Zwar erforderten Urteile ju-
ristisch eindeutige Formulie-
rungen, aber man habe als
Richter trotzdem die Mög-
lichkeit, allgemeinverständ-
lich zu sein. Das sei mündlich
einfacher als schriftlich. „Ich
versuche zum Beispiel, in
komplizierteren Fällen ein
schriftliches Urteil mit ein
paar klaren Sätzen zu begin-
nen, in denen ich darlege,
welche Frage das Gericht zu
klären hatte, zu welcher Ant-
wort es gekommen ist und
warum.“ Auf diese Weise hof-
fe er, Entscheidungen für je-
dermann verständlich zu ma-
chen. „Der Rechtsstaat lebt
davon, dass der Bürger ihn
versteht.“ Das sei auch für
den Zusammenhalt und den
Frieden in der Gesellschaft
wichtig. Doch viele Bürger
verstünden Gesetze nicht –
obwohl sie sich durchaus für
sie interessierten. „Besonders
kompliziert wird es, wenn für
einen Sachverhalt mehrere
gesetzliche Regelungen her-
angezogen werden müssen.“

So sei die 2021 eingeführte
sogenannte Grundrente in 13
über das Gesetz verstreuten
Vorschriften geregelt, sagt Dr.
Blüggel, der als Vorsitzender
des 1. Senats am Landesso-

zialgericht vor allem mit Ren-
tenrecht zu tun hat.

Im Zusammenhang mit der
Vereinfachung von Regelun-
gen sieht der Richter die für
2025 geplante Kindergrund-
sicherung im Ausgangspunkt
positiv: „Es ist gut, dass der
Staat seine Leistungen bün-
deln und auch jenen Familien
zugänglich machen will, die
bisher nichts von ihrem An-
spruch wussten oder mit dem
Antrag überfordert waren.“
Ob es allerdings sinnvoll sei,
dass künftig zwei Behörden
für Familien im Bürgergeld-
bezug zuständig seien – das
Jobcenter und der neue Fa-
milienservice – sei für ihn zu-
mindest fraglich.

Künftige Herausforderun-
gen für die Sozialgerichte
sieht der Detmolder unter an-
derem in den Folgen der Co-
rona-Pandemie: „Es gibt eine

zunehmende Zahl medizini-
scher Reha-Maßnahmen, die
die gesetzliche Rentenversi-
cherung für Menschen mit
Long-Covid leistet. Haben
diese Maßnahmen keinen Er-
folg, gilt der Antrag auf Reha-
bilitationsmaßnahmen als
Rentenantrag. Daher wird
uns in vielen Fällen noch die
Frage einer Erwerbsunfähig-
keit mit entsprechender Ren-
tenzahlung beschäftigen.“

Und auch die Frage, ob eine
Krankheit Folge der Corona-
Impfung sei und Leistungen
der gesetzlichen Unfallversi-
cherung zu zahlen seien, wer-
de von Sozialgerichten beant-
wortet werden müssen. Da-
bei gebe es aktuell noch das
Problem, dass es nicht viele
erfahrene medizinische Gut-
achter für diese Fragen gebe,
auf die die Gerichte zurück-
greifen könnten.

Auch das neue Soziale Ent-
schädigungsrecht bedeute
für die Sozialgerichte voraus-
sichtlich neue Verfahren. Dr.
Blüggel: „Erstmals haben
auch Opfer psychischer Ge-
walt Anspruch auf staatliche
Entschädigung. Und auch
eine erhebliche Vernachlässi-
gung von Kindern führt jetzt
dazu, dass Betroffene An-
sprüche gegen den Staat gel-
tend machen können.“

Dass sich diese Regelungen
im neuen Sozialgesetzbuch
14 finden, das dem Sozialge-
setzbuch 12 folgt, weil die
Politik – wohl auch aus Grün-
den des Aberglaubens – kein
13. Sozialgesetzbuch haben
wollte, lässt den Gerichtsprä-
sidenten schmunzeln: „Dass
solche Überlegungen in unse-
rem sonst so nüchternen Sys-
tem eine Rolle spielen, hätte
ich nicht gedacht.“

Seine Laufbahn begann in Köln und Detmold

Dr. Jens Blüggel aus Detmold leitet das nordrhein-westfälische Landessozialgericht, das größte in Deutschland. Fotos: Christian Althoff

Ein Kunstwerk mit Rhein, Westfalenpferd und Lippischer Rose steht am
Eingang des Landessozialgerichts in Essen.

Dr. Jens Blüggel begann sei-
ne Laufbahn im richterli-
chen Dienst des Landes 1999
beim Sozialgericht Köln und
wurde 2002 Richter am So-
zialgericht in Detmold.
Nach jeweils zweijähriger
Tätigkeit als wissenschaft-
licher Mitarbeiter sowohl
am Bundessozialgericht in
Kassel als auch am Bundes-
verfassungsgericht in Karls-
ruhe wurde er 2007 Richter
am Landessozialgericht.
2013 übernahm Dr. Blüggel
dort das Dezernat für Fort-
bildung, Organisation und

Organisationsentwicklung.
Zum Vorsitzenden Richter
wurde er 2015 ernannt. Seit
2021 war er Vizepräsident
des Landessozialgerichts.
2023 wurde er von Landes-
justizminister Dr. Benjamin
Limbach (Grüne) zum Prä-
sidenten des Landessozial-
gerichts NRW ernannt, we-
gen einer zwischenzeitli-
chen Knieverletzung aber
erst im April 2024 in das
Amt eingeführt. Der Det-
molder engagiert sich unter
anderem in der Fortbildung
von Mitarbeitern von Job-

centern und Sozialämtern
sowie von Fachanwälten im
Sozialrecht. Auch für die
Digitalisierung der Sozial-
gerichte in NRW hat er sich
sehr engagiert. „Dass wir
von außen nahezu unbe-
merkt den Übergang zur
E-Akte geschafft haben, ist
dem großartigen Engage-
ment aller Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter unserer So-
zialgerichtsbarkeit zu ver-
danken, die sich über Mo-
nate wirklich reingehängt
haben“, sagt der Gerichts-
präsident.
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